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Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Änderungsantrag zu V-26

Von Zeile 15 bis 20:
Bündnis 90/DIE GRÜNEN fordern, dass diese EU-Präsidentschaft DIE Klima-Präsidentschaft wird.

Denn im 2. Halbjahr 2020 werden im Rahmen der Vereinten Nationen Entscheidungen fallen.

Hier gilt es, dass die EU als glaubwürdiger Akteur auftreten kann. Dazu muss sich die EU auf

verbindliche Maßnahmen einigen, um unseren fairen Beitrag zur Erreichung der Pariser

Klimaschutzziele zu leisten.: Die UN-Konferenzen zu Klimaschutz in Glasgow und zum Schutz der

Biodiversität in Peking müssen zum Wendepunkt werden. Denn seit dem Pariser

Klimaschutzabkommen sind die Treibhausgasemissionen stetig weiter gestiegen. Und die vor

neun Jahren vereinbarten Aichi-Ziele zur Bewahrung der biologischen Vielfalt wurden allesamt

verfehlt. Deshalb muss die EU endlich als glaubwürdige Akteurin auftreten. Wir brauchen

endlich einen Aktionsplan Biodiversität. Bislang sind alle ambitionierten Vorhaben an Blockade

oder mangelnder Umsetzung der Mitgliedsstaaten gescheitert. Wir erwarten von der

Bundesregierung, dass sie ihre Verantwortung ernst nimmt und ihre Ratspräsidentschaft unter

das Banner des Schutzes unserer natürlichen Lebensgrundlagen stellt. Dazu muss sich die EU

auf verbindliche Maßnahmen einigen, um unseren fairen Beitrag zum globalen Klimaschutz zu

leisten. Und der Erhalt der Biodiversität darf nicht länger Nischenthema sein, sondern muss als

Grundvoraussetzung in Landwirtschafts-, Fischerei-, und Verkehrspolitik Eingang finden. Doch

bislang versagt die Bundesregierung nicht nur national beim Klimaschutz, sondern auch

europäisch. Das unambitionierte Klimapaket wird nur noch 

Begründung

Das Artensterben ist eine mindestens ebenso große Bedrohung wie die Klimakrise. 2020 wird die

große IPBES-Konferenz in Peking stattfinden, zu der die EU nicht mit leeren Händen fahren sollte.
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